
„Jetzt red i“ in Atting: Viel
Meinung, wenig Substanz
Ein Kommentar der BI-Pro Natur

Wer die BR-Sendung „Jetzt red i“ aus Atting verfolgt hat,
konnte den Eindruck gewinnen, dass zentrale Zusammenhänge nur
unvollständig dargestellt wurden. Gerade bei einem Thema wie
der Energiepolitik ist jedoch eine ehrliche und vollständige
Betrachtung entscheidend.

Arbeitsplätze:  Wachstum  hier  –
Abbau dort
Josef Gold betonte, die Erneuerbaren hätten in den letzten
drei Jahren 100.000 Arbeitsplätze geschaffen. Diese Zahl steht
erstmal im Raum – doch sie beschreibt nur einen Ausschnitt der
Realität.

Gleichzeitig  verliert  die  deutsche  Industrie  massiv  an
Substanz.  Schätzungen  zufolge  sind  2025  hier  rund  124.000
Arbeitsplätze  weggefallen,  insbesondere  im  Automobil-  und
Metallsektor. Diese Entwicklung bleibt in der Erfolgserzählung
unerwähnt.

Wer  ausschließlich  den  Zuwachs  in  einer  stark  staatlich
geförderten  Branche  hervorhebt,  während  energieintensive
Kernindustrien  unter  Kostendruck  geraten  oder  Standorte
verlagern, zeichnet ein unvollständiges Bild. Es entsteht der
Eindruck, dass Daten selektiv präsentiert werden – so, dass
sie  die  eigene  Argumentation  stützen,  während  strukturelle
Gegenentwicklungen ausgeblendet bleiben.
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Eine  seriöse  Debatte  müsste  beide  Seiten  der  Medaille
beleuchten: die neu entstehenden Arbeitsplätze ebenso wie die
Verluste in traditionellen Industriezweigen – und vor allem
die Frage, ob hier eine nachhaltige Wertschöpfung entsteht
oder  lediglich  eine  Verschiebung  unter  veränderten
Rahmenbedingungen.

Strompreise: Gesunken – aber warum?
Es wurde von Gold auch betont, Deutschland habe nicht mehr die
höchsten Strompreise Europas und inzwischen lägen zehn andere
Länder darüber.

Was dabei kaum Erwähnung fand: Die EEG-Umlage, die über Jahre
maßgeblich zur Höhe der Strompreise beitrug, wird heute nicht
mehr  über  die  Stromrechnung,  sondern  aus  Steuermitteln
finanziert. Die Belastung verschwindet damit nicht – sie wird
lediglich anders verteilt.

Gleichzeitig  sind  andere  Länder  durch  CO₂-Bepreisung  ihrer
Kohlekraftwerke  zusätzlich  belastet.  Eine  im  politischen
Rahmen  veränderte  Preisstruktur  in  Europa  als  nationalen
Erfolg darzustellen, greift daher zu kurz.

Auch hier zeigt sich ein Muster: Einzelne Kennzahlen werden
hervorgehoben,  während  systemische  Zusammenhänge  –
Finanzierung,  Umlagen,  Netzstabilisierung  –  nur  am  Rande
vorkommen. Das Ergebnis ist eine halbe Wahrheit, die sich gut
präsentieren lässt, aber nicht das vollständige Bild abbildet.



Der Preis der Versorgungssicherheit
Wind- und Solarstrom sind in der Erzeugung günstig – doch sie
liefern  nicht  kontinuierlich.  Deshalb  braucht  es  Backup-
Kraftwerke, Netzausbau und Speicherlösungen.

Zur Stabilisierung der Netzentgelte werden für 2026 staatliche
Mittel in Höhe von 6,5 Milliarden Euro bereitgestellt. Ohne
diese Zuschüsse würden die Netzkosten deutlich steigen. Der
Strom mag an der Quelle preiswert sein – die Systemkosten sind
es nicht.

Eine  ehrliche  Kostenbilanz  müsste  Erzeugung,  Netzausbau,
Reservekapazitäten  und  staatliche  Zuschüsse  gemeinsam
betrachten.

Vom  Waldschützer  zum  Ausbau-
Beschleuniger?
Besonders  auffällig  war  die  veränderte  Tonlage  bei  Hubert
Aiwanger. Noch vor wenigen Jahren stand er öffentlich für den
Schutz bayerischer Wälder und verteidigte die 10H-Regelung als
Schutzinstrument für Mensch und Natur. Heute tritt er als
Befürworter  eines  beschleunigten  Ausbaus  auf  –  auch  in
sensiblen Waldregionen.

Politische Positionen dürfen sich ändern. Doch eine solche
Kursverschiebung  wirft  Fragen  auf.  Was  hat  sich  in  der
Bewertung  grundlegend  verändert?  Welche  neuen  Erkenntnisse
rechtfertigen eine Abkehr von früher vertretenen Grundsätzen?
Und weshalb wird der Ausbau nun als alternativlos dargestellt,
wo zuvor Zurückhaltung gefordert wurde?

Wer  politische  Verantwortung  trägt,  sollte  Richtungswechsel
nachvollziehbar  begründen.  Gerade  beim  Thema  Waldschutz



erwarten  viele  Bürgerinnen  und  Bürger  Kontinuität  –  oder
zumindest eine transparente Erklärung für den Wandel.

Verschobene  Maßstäbe  –  vom
Kompromiss zur Ausweitung
Die Entwicklung bei den Kolleginnen und Kollegen der EjUn
verdeutlicht, wie sich Debatten im Laufe der Zeit verschieben
können – ohne dass dies hier bewertet werden soll.

Zu Beginn der Diskussion wurden zwei bis drei Windräder als
„vertretbarer  Kompromiss“  bezeichnet.  Inzwischen  ist  in
öffentlichen Aussagen von rund zehn Anlagen die Rede, die man
mittragen  wolle.  Diese  Veränderung  wirft  Fragen  auf:  Wenn
anfangs wenige Anlagen als obere Grenze definiert wurden, wie
kommt  es  zu  einer  derart  deutlichen  Ausweitung  innerhalb
relativ kurzer Zeit?

Es  entsteht  der  Eindruck,  dass  durch  zunehmende
Kompromissbereitschaft  versucht  wird,  Einfluss  zu  behalten
oder  als  konstruktiver  Gesprächspartner  wahrgenommen  zu
werden.  Doch  erfahrungsgemäß  führt  diese  Strategie  selten
dazu,  dass  Ausbaupläne  tatsächlich  kleiner  werden.  Häufig
verschiebt sich vielmehr der Ausgangspunkt der Debatte – und
mit ihm die Akzeptanzgrenze.

Genau hier liegt das Problem: Wer einmal signalisiert, dass
eine  bestimmte  Zahl  „vertretbar“  sei,  öffnet  die  Tür  für
weitere Forderungen. Aus drei werden fünf, aus fünf werden
zehn. Die Diskussion verlagert sich Schritt für Schritt – ohne
dass die grundlegende Frage neu gestellt wird.

Wir  haben  uns  bewusst  für  einen  anderen  Weg  entschieden.
Unsere  Position  ist  klar  und  bleibt  klar:  In  unseren
windschwachen Regionen stehen Nutzen und Eingriff in keinem



angemessenen Verhältnis. Deshalb halten wir weder drei noch
zehn Anlagen für sinnvoll.

Standhaftigkeit  mag  weniger  kompromissbereit  wirken  –  sie
schafft jedoch Transparenz und Verlässlichkeit. Und genau das
erwarten wir auch in dieser Debatte.

Schlusswort
Die Energiewende braucht Transparenz, belastbare Zahlen und
eine vollständige Betrachtung aller Kosten und Folgen. Was sie
nicht  braucht,  sind  selektive  Darstellungen  oder  politisch
motivierte Verkürzungen.

Wir  bleiben  bei  unserer  Linie  –  sachlich,  kritisch  und
unabhängig.

Eure BI-Pro Natur





Blühflächen  statt  Wald?  –
Hubert  Aiwanger  verharmlost
Naturzerstörung für Windkraft
Ein  kritischer  Kommentar  zur  Diskussion  um  den  Windpark
Sülzert und Bayerns planlose Energiewende.

Die Energiewende braucht Tempo – doch wie sie umgesetzt wird,
entscheidet  über  ihre  Akzeptanz.  Der  geplante  Windpark  im
Waldgebiet „Sülzert“ an der Grenze zwischen Bayern und Hessen
wird zum Sinnbild einer kopflosen Politik. Hubert Aiwanger,
Bayerns Wirtschaftsminister und Chef der Freien Wähler, zeigt
dabei  einmal  mehr,  wie  man  mit  Halbwahrheiten  und
Holzhammerrhetorik  an  der  Lebensrealität  der  Menschen
vorbeiregiert.

Der Wald als Kollateralschaden
Acht Windräder, jedes bis zu 170 Meter hoch, sollen in einem
gesunden Mischwald entstehen – einem sogenannten „Klimawald“.
Der Begriff ist kein PR-Gag, sondern beschreibt Wälder mit
hoher Artenvielfalt und stabiler Struktur, die auch zukünftige
Klimabedingungen überstehen können. Genau solche Wälder will
man  andernorts  mit  Millionenaufwand  pflanzen  –  in  Alzenau
hingegen sollen sie für Windräder verschwinden.

Was  sagt  der  Minister  dazu?  Hubert  Aiwanger  behauptet,
Windräder würden kaum Wald zerstören. Es entstünden nur kleine
Lichtungen,  die  ökologisch  sogar  wertvoller  seien  –
schließlich  blühten  dort  „Disteln  und  Schmetterlinge“.  Die
Idee:  Aus  Fällung  wird  Förderung.  Aus  Waldverlust  wird
Biodiversitätsgewinn. Man könnte fast meinen, Aiwanger hält
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Motorsägen für Naturschutzgeräte.

Diese Argumentation ist brandgefährlich. Sie ist nicht nur
zynisch, sondern ökologisch naiv. Ein funktionierender Wald
ist weit mehr als die Summe seiner Blumen am Wegesrand. Er
speichert Wasser, reguliert Temperatur, schützt vor Erosion –
und  ist  in  seiner  Gesamtheit  nicht  durch  ein  paar  bunte
Blühstreifen ersetzbar.

Die Schönrechnerei der Standorte
„Warum im Wald?“ fragte ein Zuschauer während der Sendung.
Aiwangers Antwort: „Weil die Dörfer in Bayern meist von Wald
umgeben sind. Wenn man 1000 Meter Abstand hält, landet man
eben  im  Wald.“  Diese  These  blendet  aus,  dass  Bayern
jahrzehntelang  aktiv  Windkraft  verhindert  hat  –  vor  allem
durch  die  sogenannte  ehemalige  10H-Regel,  die  riesige
Abstandsflächen  zu  Siedlungen  vorschreibt  und  damit
Waldstandorte  zur  einzigen  „Option“  macht.

Es war also politisch gewollt, dass Windkraft auf Freiflächen
oder Industriebrachen fast unmöglich war. Und jetzt wird den
Menschen gesagt: „Tja, jetzt bleibt halt nur noch der Wald.“
Aiwanger  versucht,  das  Ergebnis  dieser  jahrelangen
Verhinderungspolitik als „Alternativlosigkeit“ zu verkaufen –
und viele durchschauen das.

Bürgernähe? Eher ein Monolog
Die Sendung „Jetzt red i“ lebt vom direkten Austausch mit
Bürgern. Doch während sich die Menschen um die Zerstörung
ihrer Heimat sorgen, begegnet Aiwanger ihnen mit gönnerhaftem
„Fahrt halt mal dahin, wo’s schon Windräder gibt“ – als ob
Erfahrung mit Lärm, Flächenversiegelung und Wertverlust von
Immobilien schon Akzeptanz schaffen würde.

Ein junger Mann brachte es auf den Punkt: „Überall ja – aber
nicht bei uns. Wie wollen Sie die Leute mitnehmen?“ Aiwangers



Antwort? Ein Anekdötchen über Rehe und Hasen, die angeblich
friedlich unter Windrädern leben. Konkrete Bürgerbeteiligung?
Fehlanzeige.  Stattdessen  dominieren  Ausreden  und
Ablenkungsmanöver.

Dabei ist Beteiligung der Schlüssel zur Energiewende. Was aber
wirklich passiert, ist genau das Gegenteil: Bürger erfahren
von  Großprojekten  meist  erst,  wenn  alles  entschieden  ist.
Wirtschaftlichkeitsrechnungen  fehlen,  Umweltgutachten  werden
spät offengelegt, Abstimmungen übergangen. Kein Wunder, dass
Widerstand wächst.

Belastungsgrenze längst überschritten
Albstadt  –  ein  Ort  mit  rund  1300  Einwohnern  –  soll  bald
umzingelt sein: Windpark im Wald, ein Solarpark mit 14 Hektar,
ein zweiter Solarpark auf bayerischer Seite, dazu ein riesiges
Umspannwerk. Insgesamt geht es um über 60 Hektar Fläche – das
Vierfache der eigentlichen Ortsgröße. Und Aiwangers Antwort
darauf: „In der Lausitz wurde ein ganzes Dorf weggebaggert –
so schlimm ist es bei euch doch nicht.“

Diese  Argumentation  ist  zynisch.  Nach  dem  Motto  „Es  geht
schlimmer“ wird das massive Missverhältnis von Eingriffen und
Ortsgröße  kleingeredet.  Gleichzeitig  ignoriert  Aiwanger  die
Rolle seiner Partei, die noch 2021 das geplante Umspannwerk
selbst  abgelehnt  hatte.  Heute  ist  es  plötzlich
„alternativlos“.

Energiewende braucht Planung, nicht PR
Die Energiewende ist dringend – keine Frage. Aber sie braucht
Ordnung, nicht Chaos. In Alzenau scheint genau das Gegenteil
zu passieren: Parallelplanung privater Windparks, massive PV-
Flächen  ohne  klare  Netzanschlüsse,  fehlende
Wirtschaftlichkeitsstudien  –  und  das  alles  auf  dem  Rücken
kleiner Gemeinden, die weder personell noch finanziell auf
diese Last vorbereitet sind.



Und  der  Energieminister?  Der  schaut  zu,  wie  Ort  für  Ort
überfordert  wird  –  solange  irgendwo  die  CO₂-Bilanz  sinkt.
Bürgerbeteiligung, regionale Gerechtigkeit, kluge Raumordnung
– all das kommt in Aiwangers Denken kaum vor. Dafür umso mehr
Populismus, Pseudo-Öko-Romantik und billige Polemik.

Fazit:  Aiwanger  ist  Teil  des  Problems,
nicht der Lösung
Was Bayern braucht, ist eine Energiewende mit Herz, Hirn und
Handschlagqualität.  Was  Hubert  Aiwanger  bietet,  ist  eine
Mischung  aus  Holzweg  und  Schönfärberei.  Er  romantisiert
Windräder im Wald, beschwichtigt Bürger mit Reh-Geschichten
und  drückt  Infrastrukturprojekte  durch,  ohne  die  Regionen
mitzunehmen.

Dabei zeigen Projekte wie das Nahwärmenetz in Bracht (Hessen),
wie es gehen kann – lokal, partizipativ, nachhaltig. Doch dazu
bräuchte es Politiker, die zuhören, vermitteln und ehrlich mit
Chancen  wie  Belastungen  umgehen.  Hubert  Aiwanger  hat  in
Alzenau gezeigt, dass er dazu nicht bereit ist.

Offener Brief an Herrn Hubert
Aiwanger
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Offener Brief an Herrn Hubert Aiwanger

Dieser hat am 12.06.2025 auf Instagram über den den Account
des  Bayerischen  Wirtschaftsministeriums  Folgenden  Text
Veröffentlicht:

Du denkst, wir pflastern Bayerns Wälder mit Windrädern zu? So
einfach ist es nicht.�

Wenn wir über die Energiewende sprechen, darf die Windkraft
nicht fehlen.

➡️ Und hier muss Bayern aufholen. Gekauft. Das Ziel der
Staatsregierung, 1000 neue Windräder in Bayern bis 2030, ist
erreichbar, aber nur, wenn der Wald mitberücksichtigt wird.

Über ein Drittel der Landesfläche ist Wald, diese Gebiete
liegen in der Regel am weitesten von Siedlungen entfernt und
sind häufig der einzige Standort, an dem vorgegebene Abstände



überhaupt eingehalten werden können.

Jetzt denkst du vielleicht, wir opfern wertvollen Wald für
die Energiewende. �
Fakt ist aber, dass Natur und Bürger profitieren können.

�  Viele  Windräder  sind  Bürgerprojekte,  wie  aktuell  im
Hofoldinger  Forst  bei  München.  Die  Anwohner  profitieren
direkt vom Stromverkauf.

Für den Bau der Windräder müssen Bäume gefällt werden, doch
rundherum wird aufgeforstet oder ein Lebensraum geschaffen,
der außerhalb des Waldes längst Mangelware ist. Die Natur
gewinnt dazu – und für Vögel sind Windräder längst nicht so
gefährlich wie Katzen, Fenster oder Straßen. �

Windkraft im Wald ist mehr als saubere Energie.
Die  Pachteinnahmen  �  helfen  auch  dabei,  den  Wald  aktiv
umzubauen und widerstandsfähiger gegen den Klimawandel zu
machen.

Was denkst du? Bist du bereit für Windräder im Wald bei dir
daheim oder hast du Zweifel?
Schreib deine Meinung in die Kommentare. �.

Daraufhin  bekam  Herr  Aiwainger  innerhalb  nur  24  Stunden
Extreme Kritik von 31 Lesern und er hatte nur 3 Befüworter.

Offener Brief an Herrn Hubert
Aiwanger

Sehr geehrter Herr Aiwanger,



mit großem Erstaunen und wachsender Besorgnis verfolgen
wir Ihre jüngsten Werbekampagnen für den Ausbau der
Windenergie in Bayern, insbesondere auf Plattformen wie
Instagram.  Sie  präsentieren  Windräder  als
zukunftsweisende  Lösung,  doch  die  Realität  vor  Ort
sieht ganz anders aus: Während Sie in den sozialen
Medien nur auf drei Befürworter stoßen, sprechen sich
31  Stimmen  klar  gegen  Ihre  Pläne  aus,  Bayern  mit
Windrädern zu überziehen. Die überwältigende Mehrheit
der Bürgerinnen und Bürger – sowohl direkt als auch
indirekt  betroffen  –  lehnt  die  Errichtung  von
Windkraftanlagen in unserer Heimat entschieden ab.

Wie  bereits  erwähnt,  zeigen  sowohl  Ihre  eigenen
Instagram  Beiträge  als  auch  unsere
Unterschriftensammlung ein klares Bild: Über 80% der
nicht direkt betroffenen Menschen sprechen sich gegen
Windräder in unseren Wäldern aus. Bei den direkten
Anwohnern ist die Ablehnung sogar noch deutlicher – 95%
bis zu 100% der Befragten sind gegen Windkraftanlagen
in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft. Diese Zahlen sind
ein  unmissverständliches  Signal,  das  Sie  als
verantwortlicher  Minister  nicht  länger  ignorieren
dürfen.

Die Nachteile von Windenergieanlagen sind vielfältig
und  gravierend.  Sie  reichen  von  der  massiven
Beeinträchtigung  des  Landschaftsbildes  über  die
Zerstörung wertvoller Natur- und Erholungsräume bis hin
zu  erheblichen  gesundheitlichen  Belastungen  für  die
Anwohner. Der Lärm, der von den Anlagen ausgeht, ist
nicht  nur  störend,  sondern  kann  nachweislich  zu
Schlafstörungen,  Stress  und  anderen  gesundheitlichen
Problemen führen. Der sogenannte Infraschall, der von
Windrädern ausgeht, ist ein weiteres, bislang viel zu
wenig  beachtetes  Risiko  für  die  Gesundheit  der
Menschen.



Darüber  hinaus  werden  durch  den  Bau  von
Windkraftanlagen  große  Flächen  Wald  gerodet  und
Lebensräume für zahlreiche Tierarten unwiederbringlich
zerstört.  Besonders  betroffen  sind  seltene  und
geschützte Arten wie Fledermäuse und Greifvögel, die
durch die Rotoren getötet werden. Die Versiegelung von
Böden, der Bau von Zufahrtswegen und die Errichtung von
Betonfundamenten  hinterlassen  dauerhafte  Schäden  in
unseren sensiblen Ökosystemen.

Auch  wirtschaftlich  sind  Windräder  keineswegs  die
Heilsbringer, als die sie oft dargestellt werden. Die
Stromerzeugung ist wetterabhängig und schwankend, was
zu einer unsicheren Versorgungslage führt. Die Kosten
für den Ausbau der Netze und die notwendige Speicherung
des  Stroms  werden  auf  die  Verbraucher  abgewälzt.
Gleichzeitig sinken die Immobilienwerte in der Nähe von
Windkraftanlagen  drastisch,  was  für  viele  Familien
existenzielle Folgen hat.

Ein  weiterer,  oft  übersehener  Punkt  ist,  dass  die
Interessen und Sorgen der betroffenen Anwohner bei der
Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen regelmäßig
ignoriert werden. Entscheidungen werden häufig über die
Köpfe der Menschen hinweg getroffen, ohne Rücksicht auf
deren Lebensqualität, Gesundheit und die Zukunft ihrer
Heimat. Immer wieder zeigt sich, dass wirtschaftliche
Interessen  von  Investoren  und  Projektentwicklern  im
Vordergrund stehen, während die berechtigten Anliegen
der  Bevölkerung  keinerlei  Gewicht  haben.  Dieses
Vorgehen  führt  zu  Frust,  Unmut  und  einer  tiefen
Entfremdung zwischen Politik und Bürgern – und es macht
deutlich,  dass  der  Ausbau  der  Windkraft  gegen  den
Willen der Mehrheit durchgesetzt werden soll.

Zudem  ist  die  Frage  der  Versorgungssicherheit  und
Netzstabilität  weiterhin  ungelöst.  Windenergie  ist
volatil und nicht grundlastfähig. In windarmen Zeiten



drohen  Versorgungslücken,  die  durch  teure  und
umweltschädliche Reservekraftwerke ausgeglichen werden
müssen.  Die  Abhängigkeit  von  wetterabhängigen
Energiequellen kann zu einer gefährlichen Instabilität
im Stromnetz führen – mit unkalkulierbaren Folgen für
Wirtschaft und Gesellschaft.

Auch der oft propagierte Beitrag der Windenergie zum
Klimaschutz  ist  kritisch  zu  hinterfragen.  Die
Herstellung,  der  Transport  und  die  Errichtung  von
Windkraftanlagen verursachen erhebliche Mengen an CO₂
und anderen Schadstoffen. Die Entsorgung der riesigen
Rotorblätter und Fundamente nach Ablauf der Lebensdauer
ist  bislang  ungelöst  und  stellt  eine  enorme
Umweltbelastung dar. Es ist ein Trugschluss zu glauben,
dass Windräder per se klimaneutral sind.

Als Sohn eines Landwirts und Diplom-Agraringenieur (FH)
der  Fachhochschule  Weihenstephan  sollten  Sie,  Herr
Aiwanger, eigentlich aus erster Hand wissen, welche
gravierenden Folgen der Bau von Windkraftanlagen in
Wäldern und auf landwirtschaftlichen Flächen mit sich
bringt.  Gerade  Sie  müssten  die  Bedeutung  intakter
Böden,  gesunder  Wälder  und  funktionierender
landwirtschaftlicher  Flächen  für  unsere
Ernährungssicherheit,  den  Wasserhaushalt  und  das
ökologische  Gleichgewicht  kennen.  Die  Rodung  von
Waldflächen für Windräder zerstört nicht nur wertvolle
Lebensräume,  sondern  beeinträchtigt  auch  die
Schutzfunktionen des Waldes, etwa beim Hochwasserschutz
und als CO₂-Speicher. Auf Feldern führen die massiven
Fundamente,  Zufahrtswege  und  Baustellen  zu
Bodenverdichtung,  Erosionsgefahr  und  langfristigen
Ertragseinbußen. Die landwirtschaftlichen Betriebe, die
ohnehin  schon  unter  wirtschaftlichem  Druck  stehen,
werden so zusätzlich belastet und in ihrer Existenz
gefährdet.  Gerade  von  Ihnen,  mit  Ihrem  fachlichen



Hintergrund  und  Ihrer  Herkunft,  hätten  wir  mehr
Verständnis  und  Einsatz  für  den  Schutz  unserer
natürlichen  Lebensgrundlagen  erwartet.

Besonders kritisch sehen wir auch, dass sich einige
Waldbesitzer  und  Grundstückseigentümer  durch  die
Verpachtung  ihrer  Flächen  an  Windkraftbetreiber
persönlich bereichern, während die negativen Folgen für
Umwelt, Natur und die Allgemeinheit in Kauf genommen
werden.  Es  ist  moralisch  höchst  fragwürdig,
kurzfristige  finanzielle  Vorteile  über  den
langfristigen Schutz unserer Heimat und der natürlichen
Lebensgrundlagen  zu  stellen.  Die  Verlockung,  mit
Pachteinnahmen ein sicheres Einkommen zu erzielen, darf
nicht  dazu  führen,  dass  wertvolle  Wälder  und
Landschaften  unwiederbringlich  zerstört  werden.  Wer
sich auf diese Weise bereichert, handelt nicht im Sinne
des Gemeinwohls, sondern trägt aktiv zur Spaltung der
Dorfgemeinschaft und zur Zerstörung unserer Umwelt bei.

Herr Aiwanger sie sollten sich für eine Energiepolitik
einzusetzen, die auf Augenmaß, Vernunft und den Schutz
unserer  bayerischen  Heimat  setzt.  Die  Menschen  in
Bayern erwarten von ihrer Landesregierung, dass sie
nicht  blind  einem  Trend  folgt,  sondern
verantwortungsvoll abwägt, was wirklich gut und richtig
für Land und Leute ist. Stoppen Sie den weiteren Ausbau
der Windenergie in sensiblen Gebieten und setzen Sie
sich  stattdessen  für  eine  nachhaltige,
naturverträgliche  und  sozial  gerechte  Energiepolitik
ein. Es gibt zahlreiche Alternativen, die den Schutz
unserer  Heimat  und  die  Versorgungssicherheit
gleichermaßen gewährleisten können – von der Förderung
der Solarenergie auf bereits versiegelten Flächen bis
hin  zu  innovativen  Speichertechnologien  und  einer
echten Energieeinsparung.

Wir fordern Sie daher auf, die Sorgen und Argumente der



betroffenen Bürgerinnen und Bürger ernst zu nehmen und
von weiteren Plänen zur Errichtung von Windrädern in
sensiblen Gebieten Abstand zu nehmen. Setzen Sie sich
stattdessen  für  echte  Alternativen  ein,  die  unsere
Heimat und unsere Lebensqualität bewahren!

Mit freundlichen Grüßen

Bürgerinitiative ProNatur


